
Verfassung des Norddeutschen Bundes. 585

faffung des Norddeutschen Bundes im Wesentlichen auf den Grundlagen
des vorgelegten Entwurfs vereinbart.

Die Grundbestimmungen der Norddeutschen Bundesver¬
fassung waren folgende:

Der König von Preußen, der König von Sachsen u. s. w., (sämmtliche
Regierungen Norddeutschlands, sowie Hessen-Darmstadt für die Provinz
Oberhessen) schließen einen ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebietes
und des innerhalb desselben gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt
des deutschen Bolkes. Das Bundesgebiet besteht aus den Staaten Preußen
mit Lauenburg, Sachsen, Mecklenburg-Schwerin, Sachsen-Weimar, Mecklen-
burg-Strelitz, Oldenburg, Braunschweig, Sachsen-Meiningen, Sachseu-AltE-
burg, Sachsen-Kobnrg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarz
burg-Sondershansen, Waldeck, Reuß ältere und jüngere Linie, Schaumburg-
Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen, Hamburg und aus den nördlich vom Main bele¬
senen Theile des Großherzogthums Hessen. Innerhalb dieses Bundesgebietes
übt der Bund das Recht der Gesetzgebung; die Bundesgesetze gehen
den Landesgesetzen vor. Für den ganzen Umfang des Bundesgebietes besteht
ein gemeinsames Heimathsrecht (Jndigenat) mit der Wirkung, daß der An¬
gehörige eines jeden Bundesstaates in jedem anderen Bundesstaate als In¬
länder zu behandeln und zum Genusse aller bürgerlichen Rechte unter den¬
selben Voraussetzungen wie der Einheimische zuzulassen ist. — Der Beauf¬
sichtigung seitens des Bundes und der Gesetzgebung desselben unterliegen die
nachstehenden Angelegenheiten: 1) die Bestimmungen über Freizügigkeit, Hei-
maths- und Niederlassungs-Verhältnisse und über den Gewerbebetrieb, über
das Versicherungswesen, über die Colonisation und die Auswanderung nach
außerdeutschen Ländern; 2) die Zoll- und Handels-Gesetzgebung; 3) die Ord¬
nung des Maaß-, Münz- und Gewichts-Systems; 4) das Bankwesen; 5) die
Erfindungs-Patente; 6) der Schutz des geistigen Eigenthums; 7) Organi¬
sation eines gemeinsamen Schutzes des deutschen Handels im Auslande, der
deutschen Schifffahrt und ihrer Flagge zur See und Anordnung gemeinsamer
konsularischer Vertretung, welche vom Bunde ausgestattet wird; 8) das Eisen¬
bahnwesen und die Herstellung von Land- und Wasserstraßen im Interesse der
Landesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs; 9) der Schifffahrtsbetrieb
auf den mehreren Staaten gemeinsamen Wasserstraßen und der Zustand der
letzteren, so wie die Fluß- und sonstigen Wasserzölle; 10) das Post- und
Telegraphenwesen; 11) Bestimmungen über die wechselseitige Vollstreckung
von Erkenntnissen und Erledigung von Requisitionen überhaupt; 12) so wie
über die Beglaubigung von öffentlichen Urkunden; 13) die gemeinsame Ge¬
setzgebung über das Obligationenrecht, Strasrecht, Handels- und Wechselrecht
unv das gerichtliche Verfahren; 14) das Militärwesen des Bundes und der
Kriegsmarine; 15) Maßregeln der Medizinalpolizei.

Die Bundesgesetzgebung wird ausgeübt durch den Bundesrath
und den Reichstag. Die Uebereinstimmung der Mehrheitsbeschlüsse beider
Versammlungen ist zu einem Bundesgesetze erforderlich und ausreichend.

Der Bundesrath besteht aus den Vertretern der Mitglieder des
Bundes, unter welchen Preußen 17 Stimmen führt, Sachsen 4, Mecklenburg-
Schwerin und Braunschweig je 2, jeder der anderen Staaten 1 Stimme.


